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Beklagter und Revisionsbeklagter

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd-

liche Verhandlung am 27„ September 1968 in Berlin

durch

Senatspräsident S t e n g e l
— Vorsitzender »,

Bundesrichter Dr° S c h w a n k h a r t ‚
Bundesrichter S o n e n b e r g 3n

Bundessozialrichter L a u e r und

1Bündessozialrichter P f e l

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes-

sozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 100 November

1967 wird zurückgewiesen„

Kosten sind nicht zu erstatten„
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G r ü n d e :
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Der Kläger, geb. am 16. März 1915, ist anerkannter Schwer—

beschädigter des zweiten Weltkriegs; er bezieht eine Ver—

sorgungsrente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkcit

um 100 V.H. Durch das - rechtskräftig gewordene — Urteil

des Sozialgerichts (SG) Köln vom 18. Februar 1965 wurde

ihm "zur Ergänzung der orthopädischen Versorgung" ein
Zuschuß zur Beschaffung eines Motorfahrzeugs zugesprochen.

Im vorliegenden Rechtsstreit streiten die Beteiligten dar—

über, ob dem Kläger auch ein Zuschuß (von 700,- DM) zu
den Erstellungskosten seiner Garage gewährt werden kann.

Die Versorgungsbéhörden verneinten dies, weil die Garage

bereits vor dem 1. Januar 1964 errichtet worden sei

(Fertigstellung 1961); die Möglichkeit, einen Zuschuß zu
' den Erwerbs- oder Herstellungskosten einer Garage zu ge—

währen, bestehe erst auf Grund des Zweiten Neuordnungs—

gesetzes (2. NOG) zum Bundesversorgungsgesetz (BVG) vom
21. Februar 196ü —BGBl I 85- i.V.m. der Durchführungs—

verordnung (DVO) zu 5 1} BVG idF vom }O.'Oktober 1964

seit dem 1. Januar 196Ä (Bescheide vom 6. Mai 1966 und

14. Juli 1966).

Die Klage beim SG Köln ist ohne Erfolg geblieben (Urteil

vom 8. Juni 1967).

Die — nach @ 150 Nr. 1 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG-

zugelassene — Berufung des Klägers ist durch Urteil des

Landessozialgerichts (LSG) Nordrhein—Westfalen vom
10. November 1967 zurückgewiesen worden. Das LSG hat aus—

geführt‚ die Vorschrift des @ 15 Abs. 1 Satz Ä BVG idF

des 2. NOG vom 21. Februar 196M habe erstmalig die Gewäh—

rung eines Zuschusses zur Herstellung einer Unterstoll—

möglichkeit für ein Motorfahrzeug eröffnet, und zwar
Vom

1. Januar 1964 an; diese Neuregelung habe Keine rückwir—

kende Kraft.
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JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..}-

Das LSG hat die Revision zugelassen.

Der Kläger hat fristgemäß und formgerecht Revision ein—

gelegt. Er beantragt, '

die Entscheidungen der Vorinstanzen aufzuheben

und den Beklagten zu verurteilen, dem Kläger

einen neuen Bescheid über den beantragten Zu-

schuß zur Herstellung einer Garage zu erteilen,

hilfsweise,

das Urteil des LSG Nordrhein-Westfalen vom

10° November 1967 aufzuheben und die Sache

zu neuer
Entscheidung

an das LSG zurückzuver—

weisen„ '

Er rügt, das LSG habe 5 15 Abs‚ 1 BVG idF des 2°NOG i.V.m.

@@2 Nr° 6, 5 Abs" 6 DVG zu S 1} BVG idF vom 50‚ Oktober
1964 verletzt„ Den genannten Vorschriften sei nicht zu
entnehmen, daß die Gewährung des Zuschusses von einer zeit-

lichen Grenze für die Herstellung der Garage abhängig sei;

der beantragte Zuschuß müsse daher — entgegen der Auffas-

sung des Berufungsgerichts - auch gewährt werden‚ wenn die

Garage schon vor dem l° Januar 1964 errichtet worden sei.

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Die Beteiligten wurden auf das zur gleichen Reehtsfrage

ergangene Urteil des 9. Senats des Bundessozialgerichts

(BSG) vom 23. April 1968 —9 RV 700/67 - hingewiesen;
ihnen wurde Gelegenheit gegeben, hierzu Stellung zu nehmen,

Die Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne münd-

liche Verhandlung(5%124Abs. 2, 155Abs‚ 1, 165sec)
einverstanden.
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Die Revision des Klägers ist zulässig (55 162 Abs° 1
Nr. 1, 164 Abs° 2, 166 SGG); sie ist jedoch unbegründeto

Das LSG hat zu Recht entschieden, daß dem Kläger ein
Zuschuß zu den Kosten der Unterbringung seines Motorfahr-

zeuges nach % 1j Abs° 1 Satz 4 BVG (2. NOG) nicht zu ge-
währen ist, weil seine Garage nicht nach dem 510 Dezem—

ber 1963 errichtet oder erworben worden ist° Die Auffas—
sung des ISG steht im Einklang mit dem Urteil des 90 Senats

des BSG vom 25„ April 1968 —9 RV 700/67 - (BSG in SOZR
DVD zu 5 15 Nr° 1)° In diesem Urteil ist ausgeführt, die
mit dem 2° NOG zum BVG neu eingeführte Vonschrift des

@ 15 Abs, 1 Satz 4 BVG i.‚v.m° @2 Nr„ 6 DVOzu s 15,
daß Zuschüsse bis zu 700,- DM zu den Erwerbs— oder Her-

stellungskosten einer Unterstellmöglichkeit für ”bezu—
schußte" Motorfahrzeuge gewährt werden können, gelte nur

für Unterbringungsmöglichkeiten (Garagen), die nach dem

31, Dezember 1965 errichtet oder erworben worden sind.

Der erkennende Senat schließt sich diesem Urteil des
9, Senats und seiner Begründung an° Das 2„ NOG vom

21. Februar 1964 hat in $ 15 Abs° 1 Satz 4 i„V.m. der
DVG zu 5 1} BVG idF vom 30° Oktober 1964 die Gewährung

von Zuschüssen zu den Kosten der Herstellung von Unter-

stellmöglichkeiten für Motorfahrzeuge "zur Ergänzung der

orthopädischen Versorgung" vorgesehen; diese Regelung ist

am 1° Januar 1964 in Kraft getreten. Sie bestimmt zwar

nicht ausdrücklich eine zeitliche Grenze für die Herstel-

lung der Garagen, für die ein Zuschuß gewährt werden kann;

sie enthält aber auch keine V6rschrift, aus der, wenn auch

nur dem Sinne nach, zu entnehmen ist, daß die neue Rege-

lung rückwirkend anzuwenden ist° Mit Recht hat das LSG

ausgeführt, für die zeitliche Geltung des materiellen

Rechts gelte der Grundsatz, daß die Voraussetzungen, an

welche das Gesetz die Entstehung eines Anspruchs knüpft,

während der zeitlichen Geltung des Gesetzes verwirklicht

sein müßten, es sei denn, daß sich die gesetzliche Neu-
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regelung ausdrücklich rückwirkende Kraft beilege. Daraus

folgt, daß dem Kläger für die bereits ivaahre 1961 gebaute

Garage ein Zuschuß auf Grund der erwähnten, erst am

1. Januar 196A in Kraft getretenen Vorschrift nicht ge—

währt werden kann° Die Einwendungen des Klägers gegen die

Rechtsauffassung des LSG sind unbegründet. Er würde den

Zuschuß auch dann nieht erhalten können, wenn er im Zeit—

punkt der Antragstellung noch mit Verpflichtungen aus

einer Kapitalaufnahme für die Erstellung der Garage bela—

stet wäre; einen Zuschuß zu laufenden Zins— und Tilgungs-‘

leistungen sieht die neue Regelung nicht vor° Auch aus @ 5

Abs, 6 Satz 2 DVO zu @ 1} BVG, wonach der Zuschuß zu den

Erwerbs- oder Herstellungskosten in der Regel erneut frü-

hestens zehn Jahre nach Gewährung des vorhergehenden Zu-

schusses gezahlt werden kann, kann nicht gefolgert werden,

daß "ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt der Herstellung der

Unterbringungsmöglichkeit ab l° Januar 1964 immer dann ein
Zuschuß gewährt werden kann, wenn die Unterbringung tat—

sächlich noch oder wieder Kosten bereitet"° Diese Vorschrift
will lediglich verhindern, daß vor Ablauf von zehn Jahren

ohne zwingenden Grund erneut ein Zuschuß für eine neu

errichtete Garage gezahlt wird, nachdem bereits ein Zuschuß

für eine (nach dem 51, Dezember 1963) errichtete Garage ge-
währt werden ist. Wenn hiernach dem Kläger kein Zuschuß zu

gewähren ist, weil er seine Garage schon vor dem 1, Januar

1964 errichtet hat, während andere Beschädigte, die ihre

Garage nach dem l° Januar l96ä errichtet haben oder errich-

ten — beim Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen - einen

Zuschuß erhalten können, so liegt darin kein Vérstoß gegen

den Gleichheitssatz (Art. } Abs° 1 GG). Es muß dem Gesetz—

geber überlassen bleiben, Gesetze mit Wirkung nur für die

Zukunft zu erlassen und neu eingeführte Vergünstigungen,

insbesondere auch solche mit finanziellen Auswirkungen,

nicht auf abgeschlossene, in der Vergangenheit liegende
Sachverhalte auszudehnen° Eine begünstigende Neuregelung,

die erst mit Wirkung für solche Ereignisse in Kraft gesetzt
\
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wird, die unter ihrer Geltung eintreten, ist daher ebenso

wie die Festlegung eines Stichtags für die von einer Lei—

stungsverbesserung erfaßten Tatbestände sachgerecht; sie

entspricht dem Zweck und Wesen einer Neuregelung° Wäre

dem Gesetzgeber eine solche Möglichkeit verschlossen‚

müßte im Einzelfall unter Umständen von einer Neuregelung

überhaupt abgesehen werden, und eine Fortentwicklung des

Sozialrechts wäre in Frage gestellt (BSG 1%, 95; 15, 51;

Das LSG hat danach die Rechtslage zutreffend gewürdigt°

Die Revision des Klägers ist danach als unbegründet zurück-

zuweisen°

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 Abs° 1 SGG„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

